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ständige Staatsorgan die Einstellung des öffentlichen Ver­
kehrs auf der vor der Anschlußbahn gelegenen Strecke der 
Deutschen Reichsbahn, die völlige Schließung eines Güter­
tarifbahnhofs oder die Stillegung der Anschlußbahn beschließt 
bzw. verfügt oder die Betriebserlaubnis durch die Staatliche 
Bahnaufsicht entzogen wird.

(3) Der Wechsel des Rechtsträgers oder Eigentümers einer 
Anschlußbahn oder von Teilen einer Anschlußbahn oder das 
Uberlassen einer Anschlußbahn oder von Teilen einer An­
schlußbahn an einen Nutzer oder Pächter bedürfen der vor­
herigen Zustimmung der Deutschen Reichsbahn, der Staat­
lichen Bahnaufsicht und des Vorsitzenden des zuständigen 
Transportausschusses. Bis zum Eintritt des neuen Anschlie­
ßers, Nutzers oder Pächters in den bestehenden Anschluß­
bahnvertrag bzw. Mitbenutzungsvertrag bzw. bis zum Ab­
schluß eines neuen Vertrages bleibt der bisherige Anschließer, 
Nutzer ojler Pächter berechtigt und verpflichtet.

(4) Die Zustimmung gemäß Abs. 3 Satz 1 ist nicht erforder­
lich, wenn bestehende' Betriebe auf der Grundlage spezieller 
Rechtsvorschriften zusammengelegt oder getrennt werden.

§16

, Abbau der Anschlußbahn

(1) Nach Beendigung des Anschlußbahnverhältnisses kann 
die Deutsche Reichsbahn die Anschlußbahnanlagen ganz oder 
teilweise übernehmen. Für die Übernahme von Grundmitteln 
der ehemaligen Anschließer, die in den Geltungsbereich des 
Vertragsgesetzes fallen, gelten die speziellen Rechtsvorschrif­
ten. Andere Anschließer erhalten eine Entschädigung, die dem 
Wert der erworbenen Teile der Anschlußbahn zur Zeit ihrer 
Übernahme entspricht.

(2) Verzichtet die Deutsche Reichsbahn auf die gänzliche 
oder teilweise Übernahme der Anschlußbahn, hat der An­
schließer auf seine Kosten die auf dem Gelände der Deutschen 
Reichsbahn liegenden Teile seiner Anschlußbahn sowie die 
sonstigen dort von ihm errichteten Anlagen abzubauen, den 
urspünglichen Zustand wiederherzustellen und die Lücke 
im Gleis der Deutschen Reichsbahn zu schließen bzw. schlie­
ßen zu lassen; das gilt auch im Falle des §15 Abs. 2.

(3) Das zum Schließen der Gleislücke erforderliche Ober­
baumaterial wird den Beständen der Deutschen Reichsbahn 
entnommen, soweit es beim Herstellen der Anschlußbahn 
nicht dem Anschließer überlassen oder vermietet worden ist. 
Für das Heranschaffen und den Einbau dieses Materials hat 
der Anschließer Entgelt zu zahlen.

О
(4) Überlassenes oder gemietetes Material für Oberbauteile, 

Sicherungs- und Fernmeldeanlagen hat der Anschließer an die 
hierfür bestimmten Lagerstellen zurückzugeben. Für fehlen­
des oder beim Ausbau beschädigtes Material ist von ihm Er­
satz zu leisten.

(5) Das für die Anschlußbahn beanspruchte Gelände der 
Deutschen Reichsbahn ist vom Anschließer in einem ord­
nungsgemäßen Zustand zurückzugeben.

(6) Die Deutsche Reichsbahn kann dem Anschließer für das 
Erfüllen der ihm nach den Absätzen 2, 4 und 5 obliegenden 
Pflichten eine angemessene Frist stellen. Führt der Anschlie­
ßer diese Arbeiten innerhalb der Frist nicht aus, kann die 
Deutsche Reichsbahn sie auf seine Kosten und Gefahr vorneh­
men lassen. Der Anschließer ist verpflichtet, auch nach Be­
endigung des Anschlußbahnverhältnisses bis zur Erfüllung 
der ihm nach den Absätzen 2, 4 und 5 obliegenden Pflichten 
die von ihm errichteten oder veränderten Anlagen weiterhin 
zu unterhalten, soweit dies zur Gewährleistung der Sicherheit 
und Ordnung insbesondere des Betriebes der Deutschen 
Reichsbahn notwendig ist. Er hat der Deutschen Reichsbahn 
auch nach Beendigung des Anschlußbahnverhältnisses Entgelt

bis zum völligen Abbau der im Abs. 2 genannten Anlagen 
bzw. Schließen der Gleislücke und die Rückgabe nach den 
Absätzen 4 und 5 zu zahlen.

§17

Sonstige Bestimmungen

(1) Diese Allgemeinen Bedingungen sind für Anschlußbah­
nen der bewaffneten Organe anzuwenden, wenn in den er­
gänzenden Bestimmungen des Ministers für Verkehrswesen 
für Anschlußbahnen der bewaffneten Organe nicht andere 
Regelungen getroffen wurden.

(2) In begründeten Einzelfällen können Abweichungen 
von diesen Allgemeinen Bedingungen, wenn besondere ört­
liche Verhältnisse vorliegen, mit den Anschließern im An­
schlußbahnvertrag vereinbart werden.

(3) Diese Allgemeinen Bedingungen werden auf die bereits 
bestehenden Anschlußbahnverträge angewandt.

(4) Solange zwischen der Deutschen Reichsbahn und einem 
Anschließer noch kein Anschlußbahnvertrag abgeschlossen 
worden ist, gelten diese Allgemeinen Bedingungen für die 
Regelung der gegenseitigen Beziehungen.

(5) Soweit in diesen Allgemeinen Bedingungen oder in den 
Anschlußbahnverträgen Rechtsbeziehungen zwischen der 
Deutschen Reichsbahn und den Anschließern nicht geregelt 
sind, gelten für die Beziehungen die Bestimmungen des Eisen­
bahnrechts und des Bahnaufsichtsrechts sowie

a) zwischen Partnern, die beide dem Geltungsbereich des 
Vertragsgesetzes einschließlich der Zweiten Durchfüh­
rungsverordnung vom 25. Februar 1965 zum Vertrags­
gesetz — Einbeziehung privater Betriebe in das Ver­
tragssystem — (GBl. II Nr. 34 S. 250) unterliegen, die Be­
stimmungen des Vertragsgesetzes und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften;

b) zwischen Partnern, für die für einen von ihnen der 
Geltungsbereich des Vertragsgesetzes nicht zutrifft, die 
Rechtsvorschriften des Zivilrechts.

§18

Rechtsstreitigkeiten

Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Anschlußbahnverhältnis 
entscheidet das Staatliche Vertragsgericht, soweit es sich um 
Anschließer handelt, die in den Geltungsbereich des Vertrags­
gesetzes fallen. Für Rechtsstreitigkeiten mit anderen Anschlie­
ßern ist das Gericht am Sitz der Reichsbahndirektion zustän­
dig.

§19

Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: __
a) Anordnung vom 7. April 1955 zur Regelung der Rechts­

beziehungen zwischen der Deutschen Reichsbahn und 
den Anschlußbahnen (Sonderdruck Nr. 76 des Gesetz­
blattes),

b) Anordnung Nr. 2 vom 15. Dezember 1964 zur Regelung 
der Rechtsbeziehungen zwischen der Deutschen Reichs­
bahn und den Anschlußbahnen (GBl. II 1965 Nr. 2 S. 7),

c) Anordnung Nr. 3 vom 19. August 1970 zur Regelung der 
Rechtsbeziehungen zwischen der Deutschen Reichsbahn 
und den Anschlußbahnen (GBl. II Nr. 76 S. 536),

Berlin, den 4. Juli 1974

Der Minister für Verkehrswesen
A r n d t


